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Hart aber fair wurden die Standpunkte bei der Podiumsdiskussion
im Rahmen der DSTG-Fortbildungsveranstaltung vertreten.



Liebe Kolleginnen und Kollegen,

hektisch haben die
politischen Parteien an
ihren Wahlprogram-
men gearbeitet. Die
Steuerpolitik bildet
einen wichtigen
Schwerpunkt. Die lee-
ren Kassen machen es
den Politikern schwer,
mit Wahlversprechun-

gen in den Wahlkampf zu ziehen, die Geld
kosten. Jeder Politikerin und jedem Politer
muss klar sein, dass es keinerlei Experi-
mente geben darf, die sich noch einmal
negativ in den Kassen niederschlagen.
Große Steuersenkungsversprechen entlar-
ven sich von selbst als Propaganda. 

Wenn nun die SPD mit der Reichensteuer
auf den Markt kommt, ist dies nur ein Mit-
tel, um Wählerstimmen zu fangen. Von der
„Millionärsteuer“ fühlen sich 95 % nicht
betroffen und meinen deshalb emotional,
dass der Plan richtig sei. Eine Millionärsteu-
er, die bei einem zu versteuernden Einkom-
men von 1 Mio. ansetzt, würde sich haus-
haltsmäßig kaum auswirken. Aus diesem
Grund ist man schon auf ein zu versteuern-
des Einkommen von 250.000 bzw. 500.000
für Verheiratete heruntergegangen. Aber
auch damit lassen sich allenfalls 1,5 Mrd.
in die Kassen holen, was keinen Haushalt
saniert. 

Dem FDP-Steuermodell kann man zwar
bescheinigen, dass es in sich stimmig ist,
aber ein Wunschtraum bleiben muss, weil
die damit verbundenen Steuerausfälle
schlichtweg nicht zu verkraften sind. Auch
hier wird dem Wahlvolk etwas vorgegau-
kelt, was später nicht realisiert werden
kann. 

Schwer tut sich die CDU/CSU mit ihrem
Steuerpaket. Eine Mehrwertsteuerer-
höhung ist wenig attraktiv. Wir halten sie
für falsch, weil der Binnenmarkt weiter
Schaden nimmt. Auch das Umsteuern der
Erträge in das Gesundheitssystem und zur

Senkung der Lohnnebenkosten ist falsch,
weil hier Finanzierungen vermischt wer-
den. Wenn man einmal damit beginnt,
Gesundheitskosten über Steuern zu finan-
zieren, ist der Damm gebrochen. Gegen
Steuervereinfachungen hatte die DSTG
noch nie Einwände, wenn sie tatsächlich
Vereinfachungen sind. Aus der Erfahrung
heraus wissen wir leider, dass Vieles, was
als Vereinfachung gepriesen worden ist,
sich in der Realität als weitere Erschwernis
herausgestellt hat. Solche „Vereinfachun-
gen“ kann die Steuerverwaltung nicht
gebrauchen. 

Bündnis 90/Die Grünen haben auf ihrem
Wahlparteitag die Anhebung des Spitzen-
steuersatzes beschlossen. „Rein in die Kar-
toffeln – raus aus den Kartoffeln“, die
Anhebung des Spitzensteuersatzes ist für
die „Grünen“ allerdings konsequent. Sie
waren in der Koalitionsregierung bei die-
sem Punkt Kompromisse eingegangen. Die
Maßnahmen gegen Steuerflucht sind dann
folgerichtig. Mit der Abschaffung des Split-
tingverfahrens liegen Bündnis 90/Die Grü-
nen auf verfassungsrechtlich problemati-
schem Kurs.

Leider ist in den Wahlprogrammen nichts
davon zu lesen, dass Anstrengungen unter-
nommen werden, Steuerhinterziehung
wirksam zu bekämpfen oder den Umsatz-
steuerbetrug einzudämmen. Vermeintlich
sind das keine Botschaften, mit denen man
Wahlen gewinnen kann und dennoch hät-
ten die ehrlichen Steuerzahler Anspruch
darauf, dazu von politischer Seite etwas zu
hören. Bei dem Schuldenstand und bei der
Lage der öffentlichen Haushalte wäre es
das erste Gebot, all jene an die Kasse zu
holen, die sich bisher erfolgreich vorbei-
drücken. Will die Politik dies etwa nicht?
Oder traut sie sich dies nicht zu sagen? Bei-
des wäre schlimm für unser Gemeinwesen. 

Mit kollegialen Grüßen
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Am ersten Tag der Veranstal-
tung beleuchteten hochkaräti-
ge Referenten die Fortbildung
unter verschiedenen Aspekten.
Am zweiten Tag erarbeiteten
vier Arbeitskreise konkrete Vor-
schläge zur Verbesserung der
Aus- und Fortbildungssituation
in der Finanzverwaltung.

Ausbildung ledig-
lich Grundstock
Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek wies in seiner
Begrüßungsrede darauf hin,
das Thema Fortbildung sei der-
zeit wichtiger denn je, weil die
qualitativ hochwertige Steuer-
beamtenausbildung in einer
Zeit schnelllebiger Gesetzge-
bung lediglich Grundstock des
Berufswegs sein könne. Diese
Basis müsste mit aktuellen Bil-
dungsinhalten gestärkt wer-
den. DSTG und dbb setzen sich
für einen Anspruch auf Fortbil-
dung ein, weil mehr Leistungs-
elemente im Beamtenrecht in
einem direkten Zusammen-
hang mit einem guten Fortbil-
dungsangebot stünden.

Fortbildung 
zentrales Element
der Verwaltungs-
modernisierung
Die Parlamentarische Staatsse-
kretärin bei dem Bundesmini-
ster für Finanzen, Dr. Barbara
Hendricks, unterstrich in ihrem
Vortrag die fundamentale
Bedeutung der Fortbildung im
öffentlichen Dienst. Es sei not-
wendig, das in der Ausbildung
erlangte Wissen kontinuierlich
auf den neuesten Stand zu

bringen, denn die Arbeitswelt
wandele sich rasant. Ein neues
Verwaltungsverständnis mit
Kundenorientierung und bes-
serem Service, gepaart mit
einer Aufgabenverdichtung bei
fortschreitendem Personalab-
bau, prägen die heutigen
Arbeitsbedingungen in der
Verwaltung. Infolge grenzü-
berschreitender Sachverhalte
nehme die Bedeutung von
interkulturellen Kompetenzen
und Fremdsprachen zu. Schlüs-
selqualifikationen, Förderung
von Eigen- und Selbstständig-
keit, Selbstlern- und soziale
Kompetenzen seien deshalb
wichtige Bausteine der Aus-
und Fortbildung. 

Das Prinzip des lebenslangen
Lernens gelte damit auch in
der Verwaltung. Die Staatsse-
kretärin referierte über die
Aufgabe des Koordinierungs-
ausschusses, einheitliche Eck-
punkte zur Aus- und Fortbil-
dung zu erarbeiten und weiter

zu entwickeln. Dort sei u. a. ein
Lernprogramm „Umsatzsteuer
praxisnah und kompakt“ ent-
wickelt worden, das über die
Internetplattform AUFIS (Aus-
und Fortbildung in der Steuer-
verwaltung) abgerufen werden
könne. Daneben leiste die Bun-
desfinanzakademie mit Ein-
führungsfortbildungen und
ihrem breiten Angebot für
Führungskräfte der Steuerver-
waltung wichtige Beiträge in
diesem Bereich. 

Sind soziale 
Kompetenzen
erlernbar?
Prof. Dietrich Wendland, Fach-
hochschule Ludwigsburg/
Hochschule für öffentliche Ver-
waltung und Finanzen, refe-
rierte zum Thema „Schlüssel-
kompetenzen – notwendiger
Fortbildungsbestandteil“.
Wendland zeigte auf, dass das
Erlernen von sozialen Kompe-

4

Anspruch auf Fortbildung stärkt
„Anspruch auf Fortbildung als Garant für Steuer-
verwaltung der Zukunft“ lautete das Motto einer
DSTG-Tagung am 27. und 28. Juni 2005 im dbb
forum in Berlin. Eingeladen waren Referatsleiter
und Mitarbeiter der Landesfinanzministerien
und Oberfinanzdirektionen, die mit Aus- und

Fortbildungsfragen befasst sind, die Fachvertre-
ter des Bundesfinanzministeriums, Leiter der
Fortbildungsanstalten und -einrichtungen, junge
Anwärter bzw. Sekretäre und Inspektoren, der
DSTG-Bundesvorstand und Vertreter der DSTG-
Jugend.

Mit seinem Referat „Schlüsselkompetenzen – notwendiger Fortbildungsbestand“ beigeisterte
Prof. Dietrich Wendland (Bild rechts) von der Fachhochschule Ludwigsburg die Zuhörer.

Die parlamentarische
Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Finanzen,
Dr. Barbara Hendricks, ließ
es sich trotz Termindruck
nicht nehmen, beim Fortbil-
dungskongress der DSTG
zu referieren.
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tenzen in Schule und Ausbil-
dung vernachlässigt werde.
Deshalb seien nicht zuletzt
individuelle Begabung und die
Fähigkeit, an sich selbst zu
arbeiten, wichtige Bausteine
zum Erlernen sozialer Kompe-
tenzen. Soziale Kompetenzen
seien u. a. Verhandlungs-
führung, Rhetorik, Körperspra-
che, Kommunikationstechnik,
Teamfähigkeit, Konfliktbewälti-
gung, Kreativität und die
Bereitschaft zum lebenslangen
Lernen. Wendland führte aus,
dass rhetorische Mittel wie
bildhafte Sprache und Argu-
mentationsstrukturen eine
gute Verhandlungsführung
garantieren können. Im
Umgang mit Steuerpflichtigen
und Steuerberater seien diese
Gesprächsmittel Voraussetzung
für eine erfolgreiche Gesprächs-
führung. Bei der Vermittlung
sozialer Kompetenzen sei es
wichtig, bei den Betroffenen
Berührungsängste abzubauen.
In der Lerngruppe müssten per-
sönliche Stärken und
Schwächen des Einzelnen ana-
lysiert und besprochen werden.

Prof. Wendland forderte, die
Vermittlung sozialer Kompe-
tenzen in der Aus- und Fortbil-
dung als Pflichtveranstaltung
auszugestalten. Nur so könne
sichergestellt werden, dass
auch Personen mit erkennba-
ren Defiziten an solchen Veran-
staltungen teilnehmen würden. 

Das Prinzip des lebenslangen
Lernens umschrieb Wendland
mit dem Zitat „Wer aufhört sich
zu verbessern, hört auf gut zu
sein.“.

Hohe Qualitätsstan-
dards der Ausbil-
dung müssen erhal-
ten bleiben
Der Parlamentarische Staatsse-
kretär beim Bundesminister
des Inneren, Fritz-Rudolf Körper,
referierte zum neuen Dienst-
recht und der Bedeutung von

Bachelor- und Masterstudien-
abschlüssen in der öffentlichen
Verwaltung. Körper gab einen
Überblick über den am 15. Juni
2005 im Kabinett verabschie-
deten Regierungsentwurf zum
Strukturreformgesetz. Er gehö-
re zu den Kernprojekten des
Programms „Moderner Staat –
moderne Verwaltung“, mit
dem die Bundesregierung
1999 begonnen habe die Bun-
desverwaltung umfassend zu
modernisieren. 

Die Eckpunkte des Strukturre-
formgesetzes seien stärkere
Eigenständigkeit und Eigenver-
antwortung von Bund und
Ländern, mehr Motivation und
Stärkung der Leistungsbereit-
schaft der Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes, Verbes-
serung von Qualität und Wirt-
schaftlichkeit der öffentlichen
Aufgabenerfüllung sowie strik-
te Kostenneutralität bei der
Systemumstellung.

Körper mahnte in Richtung der
Länder, dass neue Kompetenz-
zuweisungen im Besoldungs-
und Versorgungsrecht bei
Bund und Ländern – wie sie die
Föderalismuskommission vor-
geschlagen hat – kontrapro-
duktiv wirkten. Das Strukturre-
formgesetz biete hingegen ein
flexibles Laufbahn-, Bezah-

lungs- und Versorgungsrecht,
welches jedem Land die Mög-
lichkeit zur Berücksichtigung
eigener Besonderheiten ein-
räume. Auf gemeinsame Stan-
dards, die in ihrer Funktion
dem Arbeits- und Rentenrecht
entsprechen würden, könne
nicht verzichtet werden. 

Beamtenrecht an
Entwicklungen im
europäischen Hoch-
schulbereich orien-
tieren
Körper erläuterte, dass die
Reform des Beamtenrechts
den Entwicklungen im
europäischen Hochschulbe-
reich Rechnung trage. Diese
werden im Wesentlichen vom
sog. Bolognaprozess getragen,
der das Ziel habe, bis zum Jahr
2010 eine einheitliche europäi-
sche Hochschullandschaft zu
schaffen. Folge sei die Neuord-
nung des Hochschulstudiums
in zwei Studienstufen mit den
Abschlüssen Bachelor und
Master. Für die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes hät-
ten die Fachministerkonferen-
zen der Länder (Kulturminis-
terkonferenz und Innenminis-

terkonferenz) eigenständige
Kriterien festgelegt. Danach
seien im gehobenen Dienst
alle Bachelorabschlüsse und
nicht akkreditierte Masterab-
schlüsse den Fachhochschulen
zuzuordnen. Den Zugang zum
höheren Dienst eröffneten
Masterabschlüsse an Univer-
sitäten sowie an Fachhoch-
schulen, sofern die jeweiligen
Studiengänge akkreditiert
seien. 

Derzeit werde intensiv geprüft,
in welcher Form und in wel-
chem Umfang Master- und
Bachelorabschlüsse in den ver-
waltungsinternen Fachhoch-
schulen eingeführt werden
sollen. Für die Gleichmäßigkeit
der Steuererhebung sei es von
fundamentaler Bedeutung,
dass auch zukünftig Beschäf-
tigte der Finanzverwaltung
bundeseinheitlich ausgebildet
werden. Die hohen Qualitäts-
standards, die heute die Aus-
bildung kennzeichnen, müss-
ten erhalten bleiben. 

Körper machte deutlich, dass
eine mögliche Umstellung des
bisherigen Diplom- auf einen
Bachelorstudiengang nicht
bloß formaler Natur sei – viel-
mehr ändere sich Studien-
struktur und -aufbau grund-
legend. Der Prozess der Mei-
nungsbildung und Entschei-
dungsfindung müsse daher
frühzeitig beginnen. 

Gießkannenprinzip
vermeiden
An die Vorträge schloss sich
eine Podiumsdiskussion unter
der Leitung des Vorsitzenden
des DSTG-Landesverbandes
Nordrhein-Westfalen und Vor-
sitzenden des DSTG-Bildungs-
ausschusses, Hans-Werner Kal-
denhoff, an. 

Teilnehmer waren Heinz-Rüdi-
ger Fliege, Referatsleiter Perso-
nal/Aus- und Fortbildung im
Finanzministerium Baden-
Württemberg, der Abteilungs-

Leistung der Steuerverwaltung

Mit dem parlamentarischen
Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern, Fritz-Rudolf
Körper, verbindet die DSTG eine
lange Freundschaft.
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leiter beim Senator für Finan-
zen der Freien Hansestadt Bre-
men, Jürgen Albers, der Direk-
tor der Fachhochschule für
Finanzen Königs Wusterhau-
sen, Rudolf Oehmen, der stellv.
Bundesvorsitzende Helmut
Overbeck sowie der Vorsitzen-
de der DSTG-Jugend, Mario
Moeller.

Fliege verlangte einleitend,
dass Fortbildung nicht nach
dem „Gießkannenprinzip“
gestaltet werden sollte. Not-
wendig sei eine zielorientierte
und bedarfsgerechte Fortbil-
dung. Fliege begrüßte die
jüngste Novellierung des Steu-
erbeamten-Ausbildungsgeset-
zes, mit der die sog. weichen
Fächer mehr Bedeutung
gewonnen hätten. 

Fortbildung für 
Tarifangestellte 
notwendig
Overbeck erläuterte, dass von
rund 130 000 Beschäftigten in
der Finanzverwaltung 21 000
Tarifangestellte seien. Weil
sich die Beschäftigungsanfor-
derungen veränderten, müs-
sten Tarifangestellte durch
Fortbildung in die Lage ver-
setzt werden, neue Aufgaben-
bereiche zu übernehmen. Der
stellv. DSTG-Bundesvorsitzen-
de forderte ein Recht auf Fort-
bildung, das tarifvertraglich
abgesichert werden müsse. 

In einer Situation strapazierter
Haushalte plädierte Albers für
eine Zentralisierung der Aus-

ser umsetzbar seien als mit
schrittweisen Änderungen. Mit
Bachelorstudiengängen könn-
ten Praxis- und Theorieab-
schnitte besser verzahnt wer-
den. Die Gefahr, dass mit Ein-
führung von Bachelorstudi-
engängen die Finanzbeamten-
ausbildung auf mittlerer bzw.
langer Sicht externalisiert
wird, sieht Oehmen nicht. 

Mehr Fragen 
als Antworten
Moeller urteilte, dass für eine
interessengelöste und objekti-
ve Bewertung einer Bachelor-
einführung in der Finanzver-
waltung derzeit mehr Fragen
als Antworten existieren. Eine
Notwendigkeit sei bisher nicht
bewiesen,  weil eine erfolgrei-
che Anpassung der Ausbildung
an veränderte Bedürfnisse und
Anforderungen auch mit der
jetzigen Ausbildungsstruktur
zu erzielen sei, wie die jüngste
Novellierung des Steuerbeam-
ten-Ausbildungsgesetzes
gezeigt habe. Weitere Fragen,
wie z. B. die nach der Zukunft
der einheitlichen Abschlus-
sprüfung, die mit der Moduali-
sierung der theoretischen Aus-
bildung obsolet werde, seien
ebenfalls noch nicht beant-
wortet.

Ob mit einer Verlagerung der
Verantwortung für die Praxis-
phasen auf die Schulen die
erfolgreiche duale Ausbildung
weiter verbessert werde, sei zu
bezweifeln. In der Vergleich-
barkeit verwaltungsinterner
Ausbildungen mit denen der
allgemeinen Hochschulland-
schaft liege die Wurzel zur mit-
telfristigen Externalisierung
der Finanzbeamtenausbil-
dung.

Dr. Roland, Präsident der Bun-
desfinanzakademie, erläuterte,
dass die Bachelorstudiengänge
in den einzelnen Bundeslän-
dern von verschiedenen Agen-
turen akkreditiert werden
müssten. Es bestehe die
Gefahr, dass die Steuerbeam-
tenausbildung auseinander-
drifte. Zwingend notwendig
sei es, die Bundeseinheitlich-

und Fortbildung. Am Beispiel
der Länder Bremen, Schleswig-
Holstein und Hamburg, die 
sich zu einem Aus- und Fortbil-
dungsverbund zusammenge-
schlossen hätten, zeigte er
Synergie-Effekte über Länder-
grenzen hinweg auf. 

Moeller betonte die Notwen-
digkeit, methodische Kompe-
tenzen in Verbindung mit sozia-
len Kompetenzen zu vermit-
teln. Speziell nach der Ausbil-
dung sei eine Einführungsfort-
bildung wichtig, um Berufsan-
fängern den Einstieg in die 
Praxis zu erleichtern. 

Dass möglicherweise Bachelor-
abschlüsse in der Finanzverwal-
tung eingeführt werden könn-
ten, löste eine lebhafte Diskus-
sion aus, an der sich das Audi-
torium rege beteiligte. Die
Schulleiter sprachen sich für
Bachelorstudiengänge aus, weil
sich in den Ländern, in denen
keine Übernahmegarantie
besteht, die Chancen für die
Absolventen auf dem Arbeits-
markt deutlich verbesserten.
Die damit verbundene Neuaus-
richtung der Lern- und Ausbil-
dungsprozesse müsse als Chan-
ce gesehen werden. 

Bachelorstudien 
verbessern 
Praxisbezug
Rudolf Oehmen erläuterte, dass
wichtige Neuerungen, wie z. B.
die Vermittlung von Schlüssel-
qualifikationen, mit einer kon-
sequenten Studienreform bes-

keit der Ausbildung über das
Steuerbeamten-Ausbildungs-
gesetz zu wahren. 

Der stellv. DSTG-Bundesvorsit-
zende Thomas Eigenthaler
trug vor, zahlreiche Argumente
für und wider die Einführung
von Bachelorstudiengängen in
der Finanzverwaltung seien
vor allem interessengetragen. 

Es müsse deshalb objektiv ana-
lysiert werden, welcher Zweck
hinter einer möglichen Ände-
rung der Ausbildungsstruktur
stehe, vor allem aber, ob damit
die hohe Qualität der Ausbil-
dung zukünftig zu sichern sei.

6

Auch DSTG-Bundesvorstandsmitglied
Hannelore Roedel, MdB, informierte sich
über den Diskussionsstand.

Der Präsident der Bundes-
finanzakademie, Dr. Detlef
Roland, plädierte dafür, die
Bundeseinheitlichkeit der Aus-
bildung mit dem Steuerbeam-
ten-Ausbildungsgesetz zu 
wahren.

Der stellv. Bundesvorsitzende
Thomas Eigenthaler bei seinem
Statement.
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Der Arbeitskreis I unter der Lei-
tung des Vorsitzenden des
DSTG-Bildungsausschusses,
Hans-Werner Kaldenhoff, kon-
zentrierte sich auf Verbesse-
rungsmöglichkeiten der fachli-
chen Fortbildung.

Fortbildungsbedarf
muss laufend 
ermittelt werden
Der Arbeitskreis kam zum
Ergebnis, dass Fortbildungs-
maßnahmen kontinuierlich
ablaufen müssten. Dazu gehöre
auch die ständige Ermittlung
des Fortbildungsbedarfes. Hier-
zu könnte ein Sachgebietsleiter
bzw. Sachbearbeiter eingesetzt
werden, der den Bedarf über
alle Bereiche des Amtes sam-
melt und nach Prioritäten auf-
gliedert, um den Fortbildungs-
bedarf entsprechend einzustu-
fen und umzusetzen. Des Wei-
teren müssen nach Ansicht des
Arbeitskreises Fortbildungs-
maßnahmen gezielt und zeit-
nah erfolgen, denn doppelter
Zeitaufwand infolge partieller
Selbstlernphasen und verspäte-
ter Fortbildung sei zu vermei-
den. 

Die Fortbildung bedinge
geschultes Personal, weil nur
didaktisch und in der Vortrags-
technik geschultes Personal
eine gute Wissensvermittlung
garantiert.

Wichtig für die Akzeptanz einer
guten Fortbildung ist die zeitli-
che Entlastung von Vortragen-
den und Schulungsteilneh-
mern. Der Arbeitskreis fordert,
dass für Fortbildungsmaßnah-
men ein ausreichender Haus-
haltsansatz vorzusehen sei.
Daneben müsse ein bundes-
weit einheitlicher Fortbildungs-
standard entwickelt werden.
Dieser könne mit einer zentra-
len Fortbildungsdatenbank
geschaffen werden, in der Fort-
bildungsmodule, die länderü-

bergreifend und arbeitsteilig
entwickelt werden, eingestellt
werden könnten.

Steuerverwaltung 
tut sich mit weichen
Themen schwer
Der Arbeitskreis II widmete sich
dem Thema „Fortbildung im
Bereich der sozialen und
methodischen Kompetenzen“.
In dieses Thema hatte am Tag
zuvor Prof. Dietrich Wendland
mit einem viel beachteten Vor-
trag vor allen Teilnehmern des
Kongresses eingeführt. Der AK
II wurde von Christina Köhler,
bis vor kurzem noch Mitglied
der DSTG-Bundesjugendlei-
tung, souverän moderiert. Die
Mitarbeit im AK II stieß auf
beachtliches Interesse. Neben
zahlreichen Teilnehmern unse-
rer DSTG-Jugend waren auch
hohe Vertreter von Aus- und
Fortbildungseinrichtungen des
Bundes und der Länder zahl-
reich vertreten.

Während der Diskussion wurde
schnell klar, dass es sich bei
dem Begriff „soziale Kompe-
tenz“ um einen schillernden
Begriff handelt, der keiner
exakten Definition zugänglich
ist. Gleiches gilt für die oft
synonym gebrauchten Begriffe
„Schlüsselkompetenzen“ oder
„soft skills“. Verständlicher wur-
de der Begriff erst, als man den
komplexen Begriff aufzuteilen
versuchte und sich auf wichtige
und zentrale  Kompetenzbe-
standteile verständigte: Rheto-
rik und Kommunikation, Ver-
handlungsführung, Teamfähig-
keit, Konfliktlösungskompe-
tenz. Konsens wurde schnell
hergestellt, dass solchen Kom-
petenzen in Zukunft immer
mehr Bedeutung beizumessen
ist. 

Übereinstimmung bestand im
AK aber auch in der Einschät-
zung, dass sich die  Steuerver-

Die Steuer-Gewerkschaft

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer trafen 
sich am zweiten Tag der Veranstaltung in vier
Arbeitskreisen, um konkrete Vorschläge zur Ver-
besserung der Aus- und Fortbildung vorzulegen. 
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waltung bisher mit solchen
„weichen“ Themen eher schwer
tat. Solide Fachkompetenz und
steuerliche Fortbildung stan-
den und stehen bisher eindeu-
tig im Vordergrund. Einigkeit
unter den Mitgliedern bestand
in dem Befund, dass in der Ver-
gangenheit hoheitliches Den-
ken, hierarchische Behörden-
strukturen und nicht zuletzt
eine männlich dominierte
Führungsschicht den Zugang zu
diesem Thema nicht gerade
erleichtert haben. Taubheit auf
dem nichtfachlichen Ohr und
permanente organisatorische
Veränderungen in allen Bun-
desländern haben deshalb so
mancherorts eine Misstrauens-
kultur geschaffen, die jetzt erst
mühsam wieder abgebaut wer-
den muss.

Nach intensiver Diskussion und
einer grundlegenden Analyse
formulierte der Arbeitskreis
fünf Ergebnisse, die ansch-
ließend vom stellvertretenden
Bundesvorsitzenden Thomas
Eigenthaler dem Plenum vorge-
tragen wurden:

1. Aus- und Fortbildung auf
dem Sektor soziale Kompe-
tenz muss in einer sich stetig
und rasch wandelnden
Arbeitswelt ein wichtiges
Thema gewerkschaftlicher
Arbeit sein.

2. Die Aus- und Fortbildung auf
diesem Gebiet muss für alle
Laufbahngruppen intensi-
viert werden. Eine Differen-
zierung kann ggf. funktions-
bezogen erfolgen.

3. Den Dienstherren muss klar
gemacht werden, dass Maß-
nahmen auf diesem Feld kein
Luxus sind und Fortbildung
nicht zum Nulltarif zu haben
ist. Eine richtige Mischung
zwischen externen und inter-
nen Schulungen sorgt für
vertretbare Kosten.

4. Fachfortbildung und Fortbil-
dung auf dem Sektor soziale
Kompetenz dürfen nicht
gegeneinander ausgespielt
werden. Notwendig ist ein
integriertes Fortbildungskon-
zept des Sowohl-als-auch.

5. Zum Abbau von Akzeptanz-
problemen sollte die Fortbil-
dung nicht zu abstrakt sein,
sondern situationsbezogen
auf bestimmte Problemkreise
der Arbeitswelt eingehen.

Modulschulungen
im Tarifbereich 
notwendig
Unter der Leitung des stellver-
tretenden Bundesvorsitzenden
Helmut Overbeck erarbeitete
der Arbeitskreis III Eckpunkte
für Fortbildungsmaßnahmen
der Tarifangestellten. Um den
veränderten Arbeitsbedingun-
gen gerecht zu werden, ist für
die Tarifangestellten in der
Steuerverwaltung eine bedarfs-
und arbeitsplatzorientierte
Fortbildung unter Vermittlung
von basis- und arbeitsplatzbe-
zogenem Spezialwissen not-
wendig. Nach Ansicht des
Arbeitskreises solle ein Fortbil-
dungsschwerpunkt mit der För-
derungsfortbildung in Modulen
gesetzt werden. 

In ein solchew System könnten
vor allem Angestellte einbezo-
gen werden, die familienbe-
dingt nicht in der Lage sind,
eine zweijährige Vollfortbil-
dung (mittlerer Dienst) zu
absolvieren. Zudem müsse die
arbeitsplatzbezogene Fortbil-
dung zeitnah und regelmäßig
erfolgen.

Macht Bachelor 
mehr Fortbildung 
notwendig?
Der Arbeitskreis IV unter der
Leitung des Vorsitzenden der
DSTG-Jugend, Mario Moeller,
beleuchtete eine Einführung
von Bachelorstudiengängen in
der Finanzverwaltung unter der
Voraussetzung eines erhöhten
Fortbildungsbedarfes. 

Im Rahmen einer Einführung
wurden die notwendigen Ver-
änderungen eines Bachelorstu-
dienganges im Vergleich zum
jetzigen Diplomstudiengang
dargestellt. So verändert sich
das Verhältnis des fachtheoreti-
schen Studiums zur berufsprak-

tischen Phase von bisher 21 zu
15 auf 24 zu 12 Monaten.
Neben einer Modualisierung
der Studieninhalte ergeben sich
theoriebegleitende Prüfungen
statt einer schriftlichen Lauf-
bahnprüfung. Anstelle der
schriftlichen Hausarbeit tritt
ein Bachelor-Thesis ggf. im
Zusammenhang mit mündli-
cher Prüfung. Die berufsprakti-
sche Ausbildung und praxisbe-
gleitenden Lehrveranstaltun-
gen (Ausbildungsarbeitsge-
meinschaften) finden unter
Federführung der Fachhoch-
schulen statt. Zudem führen
Bachelorstudiengänge zu einer
voraussichtlichen Reduzierung
der Lehrveranstaltungen von
derzeit 2 200 auf ca. 1 800.

Anhand verschiedener Thesen
wurde versucht, sich der Frage,
ob sich mit Einführung des
Bachelors erhöhter oder gar
zusätzlicher Fortbildungsbedarf
ergeben würde, zu nähern und
letztendlich ein übereinstim-
mendes Meinungsbild zu fin-
den. 

These: Der Praxis-
bezug der Ausbildung
wird deutlich gerin-
ger
Mit der Input-/Output-Orientie-
rung des Bachelorstudiengan-
ges soll mehr Praxisbezug in
das fachtheoretische Studium
gebracht werden. Hierzu wurde
das Stichwort „Workload“
genannt. Andererseits wird ein
stärkerer Praxisschock als bis-
her befürchtet. 

Die theoretischen
Kenntnisse sind am
Ende der Ausbildung
nicht vollständig 
präsent
Die Präsenz der fachlichen
Kenntnisse wird nach Ansicht
mehrerer Teilnehmer des
Arbeitskreises nicht durch die
Modualisierung und die theo-
riebegleitenden Prüfungen
beeinträchtigt. Allenfalls käme
es zur Verschiebung von Prä-
senzlücken, da häufig im jetzi-

gen System die Fachkenntnisse
während der Ausbildung nicht
präsent seien und erst zur Lauf-
bahnprüfung „eingepaukt“ wür-
den. In diesem Zusammenhang
wurde diskutiert, ob eine Lauf-
bahnprüfung ggf. zusätzlich zum
Bachelorabschluss gefordert
werden könnte. Dies stieß jedoch
auf erheblichen Widerstand; eine
separate und zusätzliche Lauf-
bahnprüfung als Zugangsvoraus-
setzung zur Steuerbeamtenlauf-
bahn sei inakzeptabel, da diese
zusätzliche Prüfung zu großen
Problemen bei der Nachwuchs-
gewinnung führen würde. 

These: Die Fach-
kompetenz sinkt bei
Reduzierung der 
Lehrveranstaltungen

Ziel eines Bachelorstudienganges
sei die Steigerung der Fachkom-
petenz. Hierbei sei die Vor- und
Nachbereitung der Lehrveran-
staltungen sowie vermehrtes
Selbststudium mit zu berücksich-
tigen. Es wurde deshalb vertre-
ten, dass es zu keiner Reduzie-
rung der Lehr- und Prüfungsin-
halte und damit auch der Fach-
kompetenz komme. Von anderer
Seite wurde die Effektivität des
Selbststudiums infrage gestellt.
Das Verständnis der selbst erar-
beiteten Inhalte sei nicht bzw.
nur unter hohem persönlichen
Einsatz nachzuvollziehen. Die
Diskussion führte zu der Erkennt-
nis, dass der Fortbildungsbedarf
weitgehend unabhängig von der
Art des Ausbildungsabschlusses
sei. Ausschlaggebend sei viel-
mehr die Organisation der prakti-
schen Ausbildung. Einführungs-,
Anpassungs- und Förderungs-
fortbildung seien stets erforder-
lich. 

Als problematisch stellte sich für
die Arbeit im Arbeitskreis heraus,
dass es bisher kein bundesweit
abgestimmtes Konzept für einen
Bachelorstudiengang gibt. Statt-
dessen bilden diverse Modelle
sowie abstrakte Überlegungen
und Vorstellungen die Grundlage
zur Debatte einer möglichen
Umstellung der Ausbildung des
gehobenen Dienstes der Steuer-
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verwaltung auf den Bachelor-
abschluss. Hingewiesen wurde
darauf, dass es derzeit an einer
aussagekräftigen Evaluierung
der Ausbildungsreform 2002
fehlt, die erstmals in 2005 zu
Abschlüssen führt.  

Der Vorsitzende des Koordinie-
rungsausschusses zur Wahrung
der Einheitlichkeit der Aus- und
Fortbildung in der Steuerver-
waltung (KoA), Peter Budig,
erläuterte, dass bis zur näch-
sten Sitzung des Ausschusses

im Mai 2006 ein konkretes
Modell für einen Bachelorstu-
diengang entwickelt werden
soll. Hierbei solle die Bundes-
einheitlichkeit der Ausbildung
gewährleistet werden. 

Erst wenn dieses Vorhaben
gelingt, ist eine Versachlichung
der Diskussion möglich, deren
Ziel die Sicherung und ggf. der
weitere Ausbau des hohen
Qualitätsstandards der Ausbil-
dung im gehobenen Dienst der
Steuerverwaltung sein muss. 

staltung einen besonders wür-
digen und feierlichen Rahmen.
In ihrer Festansprache hob die
Bundesjustizministerin die
besonderen Verdienste der
scheidenden Präsidentin her-
vor, die als erste Frau die Spit-
ze eines Bundesgerichtes
erklommen hatte. „Ausglei-
chend“, „sachkundig“, „enga-
giert“ waren nur einige der
Attribute in der Laudatio der

Nach rund fünfeinhalb Jahren
Amtszeit wurde Ende Mai
2005 die seitherige Präsiden-
tin des Bundesfinanzhofs, Dr.
Iris Ebling, mit einem beson-
deren Festakt in der Münche-
ner Residenz verabschiedet.
Gleichzeitig wurde der neue
Präsident, Dr. h. c. Wolfgang
Spindler, in sein neues Amt
eingeführt. Den Amtswechsel
vollzog Bundesjustizministerin

rin am Finanzgericht München
und seit 1984 als Richterin am
BFH, wo sie 1998 Vorsitzende
Richterin des XI. Senates wur-
de. Den Gipfel ihrer berufli-
chen Karriere habe sie erreicht,
als sie im November 1999 zur
ersten Präsidentin des BFH
ernannt worden sei. Besonders
hob Ministerin Zypries auch
deren Engagement auf dem
Gebiet der neuen Medien
(Homepage, elektronisches
Gerichts- und Verwaltungs-
postfach) hervor. Auch das
Thema „Kunst im BFH“ sei
durch die Liebhaberin der
modernen Bildenden Kunst zu
neuem Leben erweckt worden.
Unter kräftigem Beifall der
Gäste sprach die Ministerin der
Ausscheidenden hohes Lob,
Dank und Anerkennung aus. In
ihrer Dankesrede betonte die
ehemalige Präsidentin die
Unabhängigkeit des Gerichtes
auch gerade gegenüber der
Politik. Ferner sprach sie sich
nachdrücklich für die Beibehal-
tung einer eigenständigen
Finanzgerichtsbarkeit aus.
Anschließend führte die Justiz-
ministerin den bisherigen Vize-
präsidenten Dr. Wolfgang
Spindler in sein neues bedeu-
tendes Amt ein. Sie hob die
hohen fachlichen und mensch-
lichen Qualitäten des neuen
Präsidenten hervor, die ihn für
dieses Amt in besonderer Wei-
se legitimierten, und sie stellte
seinen kommunikativen und
kooperativen Führungsstil her-
aus. Sie gab sich überzeugt,
dass der Wahlausschuss in Dr.
Spindler den richtigen Mann
für das herausragende Amt
gefunden habe und wünschte

ihm für die Amtsführung das
Allerbeste.
Dr. Spindler begann seine Lauf-
bahn nach dem Studium der
Rechts- und Staatswissen-
schaften in Freiburg und Bonn
im Jahre 1975 in der Finanzver-
waltung von Nordrhein-West-
falen. Von 1978 bis 1991 war
er Richter am Finanzgericht
Düsseldorf, unterbrochen aller-
dings durch eine rund vier-
jährige Tätigkeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am
BFH. 1991 wählte ihn der Rich-
terwahlausschuss zum Richter
am BFH, wo er dem IX. Senat
angehörte. Mit seiner Ernen-
nung zum Vizepräsidenten im
Januar 2000 übernahm er
zugleich den Senatsvorsitz,
den er auch als Präsident bei-
behalten wird. Dr. Spindler ist
jedoch nicht nur Richter. Seit
1996 ist er auch Hochschulleh-
rer an der Universität Jena, wo
ihm die wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät die Ehren-
doktorwürde verliehen hat. Er
hat sich zudem in zahlreichen
wissenschaftlichen Veröffentli-
chungen mit vielen Facetten
des Steuerrechts auseinander-
gesetzt.
Der stellvertretende Bundes-
vorsitzende Thomas Eigen-
thaler überbrachte die herz-
lichen Grüße der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft. Er
sprach der scheidenden Präsi-
dentin den besonderen Dank
der DSTG aus und übermittelte
die besten Wünsche für den
neuen Lebensabschnitt; dem
neuen Präsidenten wünschte
er eine glückliche Hand in sei-
nem hohen und verantwor-
tungsvollen Amt.

FBD
B I LDUNGSPARK

Seminare für Azubis 1. Ausbildungsjahr Osterferien 
zum/zur Steuerfachangestellten 2. Ausbildungsjahr Herbstferien
(1 Woche) 3. Ausbildungsjahr   Faschingswoche

Steuerrechtsseminar berufsbegleitend ab Oktober

Vorbereitungslehrgänge Paukkurs April
SteuerberaterIn Teilzeit September

Mündliche Prüfungssimulation ab Januar  

Kompetenz in Sachen
Steuerrecht 
und Rechnungswesen

Freecall  0800 00 222 11

Katharinenstr. 18  
70182 Stuttgart 
Tel.: 0711 2158-0 
Fax: 0711 2158-122

E-Mail info-s@fbd-bildungspark.de  . www.fbd-bildungspark.de 

Wechsel an der Spitze
des Bundesfinanzhofs

Prof. Dr. Iris Ebling Prof. Dr. Spindler, neuer Präsi-
dent des Bundesfinanzhofs

Brigitte Zypries. Hohe Vertreter
aus Politik, der Justiz, der Ver-
waltung und der Verbände nah-
men an dem Festakt teil. Die
DSTG war durch ihren stellver-
tretenden Bundesvorsitzenden
Thomas Eigenthaler in der Fei-
erstunde vertreten. Der traditi-
onsreiche Kaisersaal, der Prunk-
saal der ehemaligen bayeri-
schen Könige, gab der Veran-

Justizministerin, die durch den
Beifall der zahlreichen BFH-
Mitarbeiter und der vielen
Gäste unterstrichen wurden.
Iris Ebling habe sich seit 1966
dem Steuerrecht verschrieben,
zunächst durch Eintritt in die
bayerische Finanzverwaltung
und weiteren Stationen als
wissenschaftliche Mitarbeite-
rin beim BFH, als Finanzrichte-
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Im „Roten Rathaus“ in Ost-Ber-
lin – dort wo die „Runden
Tische“ stattgefunden hatten –
wurde dann am 21. April 1990
die „DSTG in der DDR“ gegrün-
det (siehe Foto oben rechts). Die
Zielstellung war klar. Es ging
darum, eine handlungsfähige
und unabhängige gewerk-
schaftliche Interessenvertre-
tung des Finanzpersonals
gegenüber der DDR-Regierung
und der Volkskammer zu eta-
blieren. Für die Aufgabe wurde
ein neunköpfiger Vorstand
gewählt, der bis zur Verabschie-
dung eines Statuts die Geschäf-
te kommissarisch führte. Der
damalige DSTG-Bundesvorsit-

zende Erhard Geyer rief in der
Gründungsversammlung die
Teilnehmer dazu auf, in allen 15
DDR-Bezirken DSTG-Bezirksver-
bände zu gründen. Nach nur
wenigen Wochen waren in den
15 Bezirken: Berlin-Ost, Cott-
bus, Dresden, Erfurt, Frank-
furt/Oder, Gera, Halle, Karl-
Marx-Stadt, Leipzig, Magde-
burg, Neubrandenburg, Pots-
dam, Rostock, Schwerin und
Suhl DSTG-Bezirksverbände eta-
bliert und funktionstüchtige
Vorstände gewählt. Unterstüt-
zung kam nicht nur von der
DSTG-Bundesleitung, dem
DSTG-Bundesvorstand und den
DSTG-Mitgliedsverbänden der

„alten“ Bundesländer, sondern
auch von den zahlreichen Auf-
bauhelfern, die Mitglieder der
DSTG waren. Diese wurden aus
der Finanzverwaltung der Bun-
desrepublik in die damaligen
Abteilungen „Finanzen“ der
Räte der Kreise und Bezirke –
die „Keimzellen“ für die späte-
ren Finanzämter – entsandt.
Die Mitgliederwerbung begann.
Es wurden sehr viele Mitglieder
gewonnen, die der DSTG noch
heute die Treue halten.

Im Laufe des April 1990 wurde
deutlich, dass nach freien Wahl-
en in der ehemaligen DDR der
Beitritt zur Bundesrepublik
Deutschland auf der Grundlage
von Artikel 23 des Grundgeset-
zes durch eine demokratisch
gewählte DDR-Regierung voll-
zogen werden sollte. Vorab,
zum 1. Juli 1990, war die „Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozial-
union“ vorgesehen. Damit soll-
te schon vor der deutschen Eini-
gung ein einheitliches
Währungsgebiet geschaffen
werden. Die DSTG-Bundeslei-
tung erkannte die Entwicklung
rechtzeitig und unterbreitete
im Mai 1990 den DSTG-Bezirks-
verbänden in der DDR das
Angebot, in der 83. Sitzung des
Bundeshauptvorstandes am 22.
Mai 1990 in Saarbrücken der
DSTG beizutreten. Im äußersten
Westen und in dem Land, das
bis dahin als vorerst letztes im
Jahre 1956 der Bundesrepublik

beigetreten war, vollzog sich die
Einigung in der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft. Am 22.
Mai 1990 erklärten die 15
Bezirksverbände in der DDR
ihren Beitritt zur DSTG.

Die Betreuung der neuen DSTG-
Landesverbände konnte die
DSTG-Bundesleitung jedoch
nicht allein bewältigen. In die-
ser Bundeshauptvorstandssit-
zung übernahmen deshalb
spontan die Mitgliedsverbände
West der DSTG solidarisch die
Patenschaft über die DSTG-Ver-
bände Ost.

Zugleich verabschiedete der
Bundeshauptvorstand eine
„Erklärung zur Einheit der
Finanzverwaltung in Deutsch-
land“. Damit war die program-
matische Grundlage gelegt für
eine offensive berufspolitische
Arbeit in der ehemaligen DDR.
Im Vorfeld der deutschen Ein-
heit gewannen der Bundes-
hauptvorstand und die Dele-
gierten aus der DDR die feste
Überzeugung:

� dass es nur eine einheitliche
gewerkschaftliche Interes-
senvertretung für alle Kolle-
ginnen und Kollegen der
Steuerverwaltung in
Deutschland gibt,

� dass wir alle in einem Boot
sitzen,

� dass die Erfolge des Einen der
Hebel für die Erfolge des
Anderen sind, und

10

Gute Gelegenheit für informelle Kontakte bieten die
Abendveranstaltungen in der Bundeshauptstadt. 
dbb Vizechef Dieter Ondracek vertiefte beim vor-
wärts-Sommerfest den Kontakt zu SPD-Chef Franz
Müntefering in lockerer Atmosphäre.

Rückblick auf 15  Jahre DSTG im Osten
Am 24. Februar 1990 wurde in der Kongresshalle in
Ost-Berlin der „Interessenverband Beamtenbund der
DDR“ (IBB) gegründet. Angestrebt wurde von den
Gründern die Schaffung „eines gesetzlichen Beam-
tenstatus auf der Grundlage eines öffentlich-rechtli-
chen Dienst- und Treueverhältnisses und damit eine
Angleichung an die bundesrepublikanischen dienst-
rechtlichen Vorschriften“. Bei dieser Gründungsver-
sammlung fanden sich auch Vertreter der Finanzver-
waltung der DDR und DSTG-Vertreter der alten Bun-
desländer zusammen. Gemeinsam konnte erreicht
werden, dass aus allen DDR-Bezirken ein Personen-
kreis für die Gründung einer „DDR-DSTG“ gewonnen
wurden. Anno dazumal
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� dass niemand die Chance
erhalten darf, die Kollegin-
nen und Kollegen in Ost und
West auseinander zu dividie-
ren.

Mit der „Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion“ am 
1. Juli 1990 wurden 122 Finanz-
ämter mit nahezu 27.000
Beschäftigten gegründet und
die entsprechenden Rechts-
grundlagen geschaffen. Es folg-
te die Gründung von Ortsver-
bänden bei jedem Finanzamt.
Pünktlich zur „Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion“
am 1. Juli 1990 „stand“ die
DSTG-Organisation in der ehe-
maligen DDR. Nicht zuletzt:
Überall – auf allen Stufen –
wurden funktionstüchtige Per-
sonalvertretungen aufgebaut –
die Garanten eines demokra-
tisch organisierten Verwal-
tungsaufbaus. Dies war eine
gewaltige organisatorische

Gemeinschaftsleistung der Kol-
leginnen und Kollegen in den
jungen Bundesländern, die von
der DSTG-Bundesleitung und
den Patengewerkschaften aus
dem Westen unterstützt wur-
den. Improvisation, Pionier-
geist, Solidarität und Hilfsbe-
reitschaft zeichneten diese
gemeinsame Aufbauleistung
aus. Sie war und ist das sichere
Fundament für eine erfolgrei-
che Gewerkschaftsarbeit in
den jungen Bundesländern bis
heute.

Den DSTG-Mitgliedern der
„ersten Stunde“ und all denen,
die uns beim Aufbau der DSTG
aus den alten Bundesländern
unterstützt haben, sowie den
Aufbauhelfern in den Finanz-
ämtern unser herzlicher Dank
und unseren Glückwunsch für
das gelungene Werk zum 15.
Jahrestag der Gründung der
Finanzämter „Ost“!

Zum zweiten Mal kam der Ortsverband Köthen (Sachsen-Anhalt)
zu einem Besuch in die DSTG-Bundesgeschäftsstelle nach Berlin.
Nachdem beim ersten Besuch wegen dienstlicher Belange nicht
alle DSTG-Mitglieder des Ortsverbandes Köthen dem DSTG-
Ortsverbandsvorsitzenden Andreas Köditz nach Berlin folgen
konnten, wurde eine zweite Fahrt organisiert. Auf großes Interes-
se stießen die Ausführungen von Bundesgeschäftsführer Rafael
Zender, wie die DSTG in Berlin trotz der 4.000 mitkonkurrierenden
Lobbyverbände ihre Anliegen der Politik näher bringt. Da auch
DSTG Landeschef Günther Martini Zeit gefunden hatte, konnten
auch landesspezifische Probleme vertieft erörtert werden.

Ortsverband Köthen zu Besuch
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Die mehr als 140 Delegierten
und Gastdelegierten aus der
gesamten Bundesrepublik 
fassten richtungsweisende
Beschlüsse auf allen Feldern
der berufspolitischen Arbeit. 
Zunächst gab der Steuerabtei-
lungsleiter des Finanzministe-
riums Mecklenburg-Vorpom-
mern, Seidel, einen Überblick
zur Situation der Steuerver-
waltung. Er verwies auf die
weiter sinkenden Einwohner-
zahlen in dieser Region, die
abnehmenden Steuereinnah-
men und die Notwendigkeit
zur Reorganisation des öffent-
lichen Dienstes. 

Intensiv diskutierten die Dele-
gierten den Gesetzentwurf
zum Strukturreformgesetz,
den das Bundeskabinett eine
Woche später, am 15. Juni,
beschloss. DSTG-Chef Dieter
Ondracek erläuterte, wegen
der geplanten Neuwahlen sei
nicht mehr damit zu rechnen,
dass der Entwurf noch in die-
ser Legislaturperiode das
Gesetzgebungsverfahren
durchlaufen könne. Nach dem
Grundsatz der Diskontinuität
müsse der Entwurf in der
nächsten Legislaturperiode
erneut in das parlamentari-
sche Verfahren eingebracht

werden. Jedenfalls hätte die
anhaltende Diskussion  rund
um die Reform des Beamten-
rechtes eklatante Einbrüche
verhindert. So konnten die tie-
fen Einschnitte verhindert
werden, die von den Ländern

in der Föderalismusdebatte
zum Beamtenrecht formuliert
wurden. 
Neben den Auswirkungen von
Strukturveränderungen in der
Finanzverwaltung auf Bezirks-
bzw. Hauptpersonalräte wur-

12

Um sich im politischen Zentrum Deutschlands einen eigenen und authen-
tischen Eindruck zu verschaffen, besuchte der DSTG-Ortsverband Daun
(Rheinland-Pfalz) Berlin. Die Organisation lag in den Händen der stellver-
tretenden Ortsverbandsvorsitzenden Frau Müllen. Großes Interesse und
Erwartungen verknüpften die Kolleginnen und Kollegen mit dem Program-
mpunkt in der Bundesgeschäftsstelle. Dort erläuterte Bundesgeschäfts-
führer Rafael Zender die aktuellen steuer- und dienstrechtlichen Entwick-
lungen und Vorhaben in der Zeit eines politischen Umbruchs. Die Besu-
cher erhielten einen Einblick, dass der Wirkungsbereich und Aktionsradius
der Bundesgeschäftsstelle über die gewerkschaftlich-politische Arbeit weit
hinausreicht. Zu den zusätzlichen und umfangreichen täglichen Aufgaben
zählen auch folgende Funktionen: Planung und inhaltliche Betreuung des
DSTG-Magazins, Geschäftsführung der Deutschen Finanzsporthilfe, Gene-
ralsekretariat der Union des Finanzpersonals in Europa (UFE), Rechts-
schutzgewährung in besonders schwierigen Fällen, Geschäftsführung der
Arbeitsgemeinschaft Klimatagung, Organisation der DSTG-spezifischen
Mitgliederseminare, Begleitung der Steuergesetzgebung im europäischen
Raum, Abwicklung der Freizeit-Unfallversicherung, Dienstleister für die
DSTG-Mitgliedsverbände. Spontan brachte der Ortsverbandsvorsitzende
Albert Britz die angenehme Überraschung der Besuchergruppe zum Aus-
druck, mit wie wenig Mitarbeitern die DSTG-Bundesgeschäftsstelle ihre
Aufgaben erfüllt.

Ortsverband Daun zu Besuch in Berlin

Bundeshauptvorstand tagte in
Rostock
Auf Einladung des DSTG-Landesverbandes Meck-
lenburg-Vorpommern tagte der Bundeshaupt-
vorstand, das zweithöchste Beschlussorgan der
Deutschen Steuer-Gewerkschaft, zwischen den
Gewerkschaftstagen  vom 5. bis 7. Juni 2005 in
der Freien und Hansestadt Rostock. 

Steuerabteilungsleiter Seidel bei seinem Vortrag zur Lage
der Finanzverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern.
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den die strategische Neuaus-
richtung der Bundesbetriebs-
prüfung sowie die geplante
Umstrukturierung des Bun-
desamtes für Finanzen zu
einem neuen Bundeszentral-
amt für Steuern intensiv erör-
tert. 

Die Auswirkungen des Euro-
parechtes auf die Steuerbe-

amtenausbildung, insbesonde-
re die Abschlüsse Master/
Bachelor und die Umklappung
dieser Abschlüsse auf die Aus-
bildungspläne der Finanzver-
waltung wurden ebenfalls
beleuchtet. 

Der Bundeshauptvorstand
bekräftigte,  dass die hohe
Qualität und Praxisbezogen-

heit der Ausbildung auch in
Zukunft erhalten bleiben 
müsse.

Im Fokus der Steuerpolitik
standen das zum wiederholten
Male in die politische Diskussi-
on eingebrachte Thema rund
um ein Bürgergeld/Familien-
geld sowie die neuesten Ent-
wicklungen bei der Umsatz-

steuerbetrugsbekämpfung.  
Zu den aktuellen Steuerre-
formvorhaben – den Gesetz-
entwürfen zur Verbesserung
der steuerlichen Standortbe-
stimmungen und zur Siche-
rung der Unternehmensnach-
folge – stellte DSTG-Chef Die-
ter Ondracek fest, dass damit
spürbare steuerliche Minder-
einnahmen und hohe finanzi-
elle Risiken verbunden seien.
Bevor der Körperschaftsteuer-
satz reduziert werde, sei  euro-
paweit zunächst eine einheitli-
che steuerliche Bemessungs-
grundlage zu vereinbaren. Fer-
ner müsse die Kausalität von
Steuersenkung, Stärkung der
Investitionsbereitschaft und
Schaffung von mehr Arbeits-
plätzen in Frage gestellt wer-
den, von der die beiden
Gesetzentwürfe ausgingen.

Kollege Peter Stumpf, Justiziar
der Bayerischen Finanzgewerk-
schaft, zeichnete mit seinem
Vortrag zur Auswertung der
steuerlichen Mehrergebnisse
des Steueramnestiegesetzes
eindrucksvoll nach, dass weder
die bereits im Haushalt 2004
eingeplanten 5 Mrd. Euro
Mehrsteuern noch der mit
dem Gesetz verbundene
Anreiz, in die Steuerehrlichkeit
zurückzukehren, erreicht wor-
den seien.

STEUER-FACHSCHULE DR. ENDRISS Bernhard-Feilchenfeld-Straße 11 . 50969 Köln
Tel. (0221) 93 64 42-799 . Fax (0221) 93 64 42-33 
E-Mail: info@steuerfachschule.de

STEUERBERATER
Samstaglehrgang: 18 Monate ab Juni/Juli
Intensivlehrgang: 4 Wochen, Kombikurs (Unterricht und Klausuren) ab September
Klausurentechnik: 6 Sonntage im Sommer
Vorbereitung
mündliche Prüfung: 5 Tage, im Januar 2006
Lehrgangsorte: Dortmund, Frankfurt, Hannover, Köln
Vollzeitlehrgang: 13 Wochen, ab Mai 2006

Weitere Lehrgänge und Seminare bundesweit
Bilanzbuchhalter, Bilanzbuchhaltung - international, Steuerfachwirt, Controller, IAS/IFRS/US-GAAP, SAP

Die Spezial-Schule für Fort- und Weiterbildung  
im Steuer-, Rechnungswesen & Controlling

.Über 50 Jahre Erfahrung

.erstklassige Dozenten

.hoher Lernerfolg

.eigenes, bewährtes Lehrmaterial

www.steuerfachschule.de

JETZT GASTHÖRERSCHEIN ANFORDERN!
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Zu einem ersten Meinungsaus-
tausch trafen der DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter Ondracek,
der Landesvorsitzende Schles-
wig-Holstein, Karl-Sönke Jes-
sen, sowie seine Stellvertreterin
Melanie Kasper mit dem
Finanzminister des Landes
Schleswig-Holstein, Rainer Wie-
gard (CDU), zusammen. Der
Minister führte das Gespräch
unter Beteiligung von Staatsse-
kretär Dr. Arne Wulf und dem

lich, dass Derartiges aber nicht
in Sicht sei. Alles, was im politi-
schen Raum diskutiert wird,
sieht eher nach Mehrarbeit
statt nach weniger Arbeit aus. 
Zum Zeitpunkt des Gesprächs
war das Wahlprogramm der
Union noch nicht bekannt. Des-
halb konnten nur Punkte ange-
sprochen werden, die bereits in
den Medien diskutiert wurden.
Der DSTG-Vorsitzende Ondra-
cek betonte, dass sich die DSTG

gegen eine Mehrwertsteuerer-
höhung wendet. Vielmehr solle
man sich mehr anstrengen, den
Umsatzsteuerbetrug einzu-
dämmen. Wenn dort jährlich
20 Mrd. Euro versanden und
eine Mehrwertsteuererhöhung
um 2 % etwa 16 Mrd. bringt,
wird klar, dass die Priorität auf
die Betrugsbekämpfung gerich-
tet werden müsse. Zudem sei
eine Mehrwertsteuererhöhung
auch kontraproduktiv. Die Wirt-
schaft leidet an einer Schwäche
der Binnenkonjunktur. Bei einer
Erhöhung der Mehrwertsteuer
würde diese Schwäche ver-
schärft werden. Für den Bereich
des öffentlichen Dienstes, der
mit Nullrunden abgespeist
wird, würde dies einen Verlust
an Kaufkraft bedeuten, weil die
Mehrwertsteuererhöhung voll
in die Preise geht. Auch im pri-

Personalreferenten Dr. Hennig
Görtz, dem Vertreter des Abtei-
lungsleiters 1, Albert Trost und
dem Referatsleiter Stefan
Studt. Minister Wiegard stellte
gleich zu Beginn des Gesprächs
klar, sein Land müsse sparen
und  auch für die Steuerverwal-
tung könne es keine Ausnah-
men geben. Die DSTG-Vertreter
machten klar, dass die Personal-
ausstattung in Schleswig-Hol-
stein unter dem Bundesdurch-
schnitt liegt und aus diesem
Grund eigentlich mehr Personal
beschäftigt werden müsse. Für
Personaleinsparungen gibt es
keinesfalls Spielraum. Minister
Wiegard räumte ein, Personal
könne nur eingespart werden,
wenn Aufgaben wegfallen. Die
DSTG-Vertreter machten deut-

vatwirtschaftlichen Bereich
waren die Lohnerhöhungen
nicht so groß, dass eine Preiser-
höhung von 2 bis 3 % verkraftet
werden könnte. 
Zum Thema Steuervereinfa-
chung ist die Position der DSTG
klar. Möglichst viele Lenkungs-
normen aus dem Steuerrecht
herauszunehmen, vertritt die
DSTG als ihre Position. Bei
einem konkreten Abbau von
steuerlichen Ausnahmevor-
schriften tut sich die Politik
allerdings schwer. Es ist nicht
absehbar, dass künftig leichter
werden sollte, was bisher miss-
lungen ist. Die Widerstände
jener, die von Ausnahmen profi-
tieren, werden gewaltig sein.
Der DSTG-Vorsitzende erläuter-
te im Übrigen auch, dass eine
breite Bevölkerungsschicht
unter Vereinfachung des Steu-
errechts zugleich versteht, dass
weniger Steuern zu zahlen sei-
en. Da dies aber wegen der
miserablen Kassenlage der
öffentlichen Haushalte nicht
möglich sein wird, ist der
Abbau von steuerlichen Aus-
nahmebestimmungen noch
schwieriger als dies ohnedem
schon wäre. 
Auf die Diskussion über den
Umbau der heutigen Gewerbe-
steuer in eine Zuschlagsteuer
bei der Einkommensteuer ein-
gehend, empfahl  der DSTG-
Vorsitzende, die Gewerbesteuer
abzuschaffen. Diese Position
vertrete die DSTG seit langem.
Allerdings sind die Ersatzlösun-
gen derzeit noch zu ungenau,
um konkret Stellung nehmen
zu können. Die DSTG hätte
jedenfalls Bedenken, wenn der
normale Arbeitnehmer über
einen Gemeindeeinkommen-
steuerzuschlag höher belastet
würde, als dies heute der Fall
ist. 
Ondracek sprach den öffentli-
chen Wirbel um die Kontenab-
frage an und artikulierte sein

Unverständnis, dass die Län-
derfinanzminister nicht offen-
siv für das Modell gestritten
haben. Diese Kontoabfrage sei
das Minimum dessen, was
gemacht werden musste. Die
DSTG hätte es aber lieber gese-
hen, wenn die von den Banken
zu leistende Erträgnisaufstel-
lung elektronisch der Steuer-
verwaltung übermittelt wer-
den würde. Insoweit würde
eine Gleichbehandlung entste-
hen zwischen den elektroni-
schen Lohnsteuerdaten und
den elektronischen Kontenda-
ten. Es ist kein Grund ersicht-
lich, weshalb  die Einkünfte aus
Kapitalvermögen privilegiert
werden sollten. 

Klar ist die Position der DSTG
auch bezüglich einer definiti-
ven Abgeltungsteuer bei Kapi-
talerträgen. Dies wäre wieder-
um eine Privilegierung der Ein-
künfte aus Kapitalvermögen,
die mit Steuergerechtigkeit
nichts mehr zu tun hätte. Wer
dies fordert, provoziert auf der
anderen Seite den Ruf nach
einer Vermögensteuer. 

In diesem Zusammenhang
wurde auch die europäische
Zinsrichtlinie angesprochen,
die leider auch wieder von Aus-
nahmen gekennzeichnet ist.
Gerade die interessanten Anle-
gerstaaten beteiligen sich nicht
am Kontrollmitteilungsverfah-
ren und erheben einen mäßi-
gen Quellensteuerabzug, der
auch nur bei Geldanlagen, die
auf natürliche Personen lauten,
gilt. Auch hier sind die Umge-
hungsmöglichkeiten  vorpro-
grammiert. Minister Wiegard
stimmt in vielen Positionen mit
der DSTG überein. Bei einigen
Punkten vertrat er eine gegen-
teilige Ansicht. Das Gespräch
war konstruktiv und nützlich,
weil die Begründungen für die
jeweiligen Positionen das
gegenseitige Verstehen för-
dern. 

DSTG-Kontakt zu Minister Wiegard:
Kiel liegt bei Personal hinten

V.l.n.r.: Finanzminister Rainer
Wiegard, Staatssekretär Dr.
Arne Wulff, DSTG-Chef Dieter
Ondracek.
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Um sich vor Ort ein Bild von
den aktuellen Problemen
der Mitglieder im DSTG-Lan-
desverband Niedersachsen
zu machen, traf die DSTG-
Bundesleitung mit der
DSTG-Landesleitung Nieder-
sachsen in der Geschäfts-
stelle Hannover zusammen.
Der DSTG-Vorsitzende des
Landesverbandes Nieder-
sachsen, Jürgen Hüper,
erläuterte, das beherrschen-
de Thema in Niedersachsen
seien derzeit die mehr als
schlechte Haushaltslage des
Landes und die gezogenen
Konsequenzen für den
öffentlichen Dienst. Thema-
tisiert wurden in diesem
Zusammenhang die Ein-
schnitte der letzten zwei
Jahre bei dem Urlaubsgeld
und der Sonderzuwendung.
Alle Beteiligten äußerten die
Hoffnung, dass es in diesem
Jahr nicht erneut zu Ver-
schlechterungen im Beam-
tenbereich kommen wird. 

Weitere Themen waren das
dbb Reformmodell 21, das

inzwischen in Gesetzesform
„gegossen“ ist. Der DSTG-
Bundesvorsitzende Dieter
Ondracek, der gleichzeitig
auch stellvertretender Bun-
desvorsitzender des dbb ist,
verdeutlichte, dass es in der
Mitgliedschaft natürlich zu
Diskussionen hinsichtlich
der geplanten Leistungsbe-
urteilung, aber auch zu den
Funktionsbereichen – „Wer
wird wie eingestuft?“ – und
den Leistungsstufen gekom-
men ist. In diesem Zusam-
menhang wurde auch der
weitere Zeitplan des Struk-
turreformgesetzes vom Bun-
desvorsitzenden erläutert.
Einig waren sich alle darin,
dass sich die DSTG gerade in
diesem Bereich sehr aktiv an
der weiteren Ausgestaltung
beteiligen sollte, denn es ist
alle Male besser, „einen Zug
mit zu lenken, anstatt nur
aufzusteigen“. 

Weitere Diskussionspunkte
waren das Thema „Bundesfi-
nanzverwaltung“ und
„Föderalismuskommission“. 
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Lehrgänge zum Steuerberater
in Düsseldorf

Samstaglehrgang* ab 20.5.2006
Dreimonatskurs* 5.6. – 25.8.2006
Crash-Kurs* 15.8. – 9.9.2005
Fernlehrgang* ca. 1 Jahr
Klausurenkurs 1.4. – 15.9.2006
*inklusive Loseblattausgabe, Klausurenkurs, mündl. Vorbereitung

NEU ab 2006: 
Dreimonatskurs auch in Köln

Begutachtet durch das Bundesinstitut für 
Berufsbildung. Zugelassen durch die Staatliche Zentral-
stelle für Fernunterricht.

Lehrmaterial auf 
CD-ROM mit Aktuali-
sierung per Downlo-
ad

Aktuelles Steuerrecht für Praktiker:

Aktuelles Ertragsteuer-/Außensteuerrecht 17.09.2005

Aktuelles Unternehmensteuerrecht 8.10.2005

Aktuelles Verfahrensrecht 5.11.2005

50476 Köln, Postfach 10 36 65 Partner von
Tel.: (02 21) 4 20 56 20 Abels/Kallwas/Stitz
Fax: (02 21) 4 20 56 11 Lehrgänge zum
E-Mail: steuer@stitz.de WP/vBP
Internet: www.stitz.de www.aks-online.de

DSTG-Bundesleitung
in Hannover

V.l.n.r.: Jürgen Hüper, Vorsitzender des DSTG-Landesverbandes
Niedersachsen, Ursula Japtok, Günter Abeling, Vorsitzender
des Bezirksverbandes Hannover, Joachim Rothe, Dr. Thorsten
Eichenauer, Rainer Küchler, Manfred Lehmann, Anne Schauer,
DSTG-Chef Dieter Ondracek, Markus Plachta, Thomas Eigent-
haler, DSTG-Bundesgeschäftsführer Rafael Zender, Heike
Bischoff, Vorsitzende des Bezirksverbandes Oldenburg.

Schulung für Ortsverbandsvorsitzende 
Unter Leitung der stellvertretenden DSTG-Bundesvorsitzenden, Kol-
legin Anne Schauer, führte die DSTG in der Zeit vom 4. bis 6. Juli 2005
im dbb forum siebengebirge in Königswinter-Thomasberg ein spezi-
elles Seminar für Ortsverbandsvorsitzende durch. Der Vorsitzende
des Landesverbandes Brandenburg und Vorsitzende des DSTG-Wer-
beausschusses, Kollege Hans-Holger Büchler, informierte die Teilneh-
mer/innen, dass mit Übernahme eines Ehrenamtes in der Gewerk-
schaft eine wichtige und gleichzeitig interessante Entscheidung
getroffen werde. Der Vorsitzende des Landesverbandes Berlin, Kolle-
ge Detlef Dames, vermittelte den Kolleginnen und Kollegen umfas-
send, welche Voraussetzungen zur Ausübung ehrenamtlicher Aufga-
ben erforderlich sind und zeigte an vielen Beispielen auf, wie passive
Mitglieder aktiviert und motiviert werden können, aktive Aufgaben
und Ehrenämter in der Gewerkschaft zu übernehmen. Am letzten
Seminartag machte der Vorsitzende des Hauptpersonalrates beim
FinMIn des Landes Nordrhein-Westfalen, Kollege Hans-Jürgen
Schnieber, sehr deutlich, dass die Betreuung von Mitgliedern eine
wesentliche Aufgabe der Interessenverbände ist und dem Erhalt
demokratischer Strukturen dient. Abschließend gab Kollegin Annelie
Hauptvogel, Geschäftsführerin des Landesverbandes Hessen, grund-
legende Einblicke in die Gestaltung der Pressearbeit.

Mit neuen Erkenntnissen und gestärkter Motivation wollen die
Seminarteilnehmer versuchen, die Gewerkschaftsarbeit an der Basis
zu forcieren und neue Mitglieder für die DSTG zu gewinnen.

Auf unserem Foto gesellen sich die Ortsverbands-
vorsitzenden des Bundesseminars und einer
Gewerkschaftsschulung des DSTG-Landesverban-
des Hessen zusammen.
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Tauschecke
�  Geprüfte Finanzanwärterin (Übernahme zur Steuer-
inspektorin zum 1. 9. 2005) aus Bayern (FA Schweinfurt)
sucht Tauschpartner/in aus Berlin. Erreichbar unter: 
Tel. (0 97 21) 64 65 74 oder karolina.helfrich@web.de 

� StI’in (A9) aus Niedersachsen sucht Tauschpartner
aus Nordrhein-Westfalen (OFD Düsseldorf). 
Tel. (05 41) 9 99 75 04

� Steueroberinspektorin (A 10) aus der OFD Düsseldorf
(FA Oberhausen-Nord) sucht dringend aus privaten
Gründen einen Tauschpartner/in aus dem Bereich der
OFD Münster, ggf. auch im Wege des Ringtausches. Ein
Versetzungsantrag ist bereits gestellt. Bitte melden
unter Tel. (01 71) 2 66 88 04 oder (02 08) 6 49 91 33 oder
Volker.Deptolla@tiscali.de

�  Steuerinspektorin (A 9) aus Brandenburg sucht aus
familiären Gründen dringend eine/n Tauschpartner/in
aus Niedersachsen. Versetzungsantrag ist gestellt. Ggf.
Ringtausch z. B. NRW (OFD Münster) oder Baden-Würt-
temberg. Tel. (0 35 41) 87 09 88 oder (01 72) 8 87 96 77.

� StOI (A 10) aus Hessen Finanzamt Groß-Gerau (OFD
Frankfurt) sucht Tauschpartner in den Bereich der OFD
Hannover. Bitte melden unter Tel. (0 62 58) 31 33.

�  StHauptsekretärin (A 8) aus Sachsen, sucht aus fami-
liären Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus
NRW, bevorzugte FÄ wären Soest, Dortmund, Hamm,
Lippstadt. Versetzungsantrag wurde gestellt. Tel.
(01 73) 8 51 48 90.

� Steuerinspektorin (A 9) aus Baden-Württemberg
(Finanzamt Stuttgart-KÖ) sucht dringend aus privaten
Gründen eine/n Tauschpartner/in aus Thüringen oder
Niedersachsen. Versetzungsantrag wurde gestellt. Tel.
(01 71) 6 91 09 90.

�  Steueramtfrau (A 11) aus Hessen sucht Tauschpart-
ner aus Rheinland-Pfalz (A 11 oder A 10), auch Ring-
tausch. Tel. (0 69) 24 45 28 47.

� Welcher A 9er aus Rheinland-Pfalz oder dem Saar-
land möchte nach NRW wechseln? Bitte meldet Euch
dringend unter folgender Telefonnummer: (01 72) 2 14
98 62 oder E-Mail an:
Patricia.Malchereck@mediatec.biz.

� Welcher A 9er aus Schleswig-Holstein oder Hamburg
möchte nach NRW (OFD Münster)? Versetzungsantrag
ist bereits gestellt. Bitte meldet Euch dringend unter
Tel. (01 73) 2 54 66 31.

� Welche/r Steuerinspektor/in (A 9) aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf) sucht eine Tauschpartnerin
aus Thüringen (OFD Erfurt, Finanzamt Gera, u.U. Abord-
nung zum StARoV Gera)? Ggf. auch als Ringtausch mit
Baden-Württemberg (FA Stuttgart-Kö.) möglich. Bitte
melden unter Tel. (01 63) 2 71 84 45 oder
p.brauer@hotmail.de

� Seit November 2004 arbeite ich (A 10) im FA HH-
Altona als Vollzeitkraft in der Lo 1. Allerdings wohne ich
in Kiel und suche daher ganz, ganz dringend einen
Tauschpartner/in in einem der Kieler Finanzämter. 
Tel. (0 40) 4 28 11 25 33.

� Suche dringend A 10er aus Niedersachsen mit Ziel
Hamburg. Versetzungsantrag läuft. Tel. (01 72)
5 94 61 44, E-Mail: s.bartschat@gmx.de

� Steueroberinspektor (A 10) aus Hessen (FA Offen-
bach-Stadt, OFD Frankfurt am Main) sucht aus fami-
liären Gründen dringend Tauschpartner(in) aus dem
gehobenen Dienst in Bayern (OFD München). Verset-
zungsantrag wurde
bereits gestellt. Tel. d: 
(0 69) 80 91 25 22 oder 
p. (0 6188) 914 10 35,
(01 79) 5 22 15 67.

� Steueramtfrau (A 11)
aus Bremen (OFD Bre-
men) sucht aus fami-
liären Gründen dringend
eine/n Tauschpartner/in
aus dem Bereich der
OFD Hannover. Bevor-
zugte FÄ: Osnabrück-
Stadt, -Land. Ein Verset-
zungsantrag ist schon
länger gestellt. Bitte
melden unter: (0 54 07)
89 86 84.

Im Rahmen der Sitzung des Bundeshauptvorstandes vom
5. bis 7. Juni 2005 in Rostock verabschiedete DSTG-Chef
Dieter Ondracek den jetzigen Vorsitzenden des dbb Lan-
desbundes Niedersachsen und ehemaligen Vorsitzenden
des DSTG-Bezirksverbandes Oldenburg, Kollegen Fried-
helm Schäfer, der durch die Übernahme seines neuen
Amtes nicht mehr dem DSTG-Bundesvorstand angehört.




